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Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Satzung über die Abwasserbeseitigung 

der Gemeinde Wapelfeld 

(Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung - BGS) 

 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. Mai 2021 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 566), des § 44 Abs. 3 des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein 

(LWG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 425) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 22. Juni 2020 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 352), der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und 4; 8 Abs. 1 Satz 1 

und Abs.6 und 9a Abs. 1 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein 

(KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. 

Mai 2021 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 566), der §§ 1 Abs. 1 und 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung 

des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 425) 

und des § 14 der Satzung der Gemeinde Wapelfeld über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine 

Abwasserbeseitigungssatzung - AAS) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 

vom 29. November 2021 die folgende Satzung erlassen. 

 

§ 1 

Anschlussbeiträge 

 

Die Erhebung von Anschlussbeiträgen zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, den Aus- 

und Umbau der Abwasseranlage ist bei Bedarf in einer gesonderten Satzung zu regeln. 

 

§ 2 

Öffentlich-rechtliche Kostenerstattung 

 

Die tatsächlichen Kosten für die Herstellung von Grundstücksanschlüssen und sonstiger damit 

verbundener Baumaßnahmen auf Antrag der Grundstückseigentümer sind der Gemeinde im Wege 

des öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruches zu erstatten. 

 

§ 3  

Erstattungspflichtiger 

 

Kostenerstattungspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Zustellung des Bescheides 

Eigentümer des Grundstückes oder Inhaber des Gewerbebetriebes ist. Ist das Grundstück mit 

einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers 

erstattungspflichtig. Mehrere Pflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und 

Teileigentümern sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 

Miteigentümeranteil erstattungspflichtig. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen 

Herstellung des Anschlusses. 
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§ 4 

Fälligkeit 

 

Die Kostenerstattung wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach Bekanntgabe des 

Bescheides fällig. Angemessene Vorauszahlungen können gefordert werden, sobald mit der 

Maßnahme begonnen wurde. 

Die Gemeinde kann in begründeten Fällen Stundung nach den Vorschriften der Abgabenordnung 

gewähren. 

 

§ 5 

Benutzungsgebühren 

 

Die Gemeinde Wapelfeld erhebt zur Deckung der Kosten der laufenden Verwaltung und Unterhaltung 

der Abwasseranlage einschließlich der Verzinsung des aufgewendeten Kapitals und der 

Abschreibungen Benutzungsgebühren. Sie gliedern sich in Grundgebühren und Zusatzgebühren. 

 

§ 6 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 

(1) Die Grundgebühr beträgt für jedes angeschlossene Grundstück jährlich 60,00 €. 

(2) Die Zusatzgebühr beträgt je Einwohner jährlich 56,00 €. 

Als Einwohnerzahl gilt die Zahl der Einwohner auf den angeschlossenen Grundstücken am 01.04. 

und 01.10. 

Rückwirkende behördliche An- und Abmeldungen bleiben dabei unberücksichtigt. 

(3) Die Zusatzgebühr wird bei ganz oder teilweise gewerblich, beruflich oder betrieblich genutzten 

Grundstücken nach Einwohnergleichwerten (EGW) berechnet und erhoben, sofern wegen dieser 

besonderen Nutzung Abwasser auf diesen Grundstücken anfällt und nach den Bestimmungen der 

Abwassersatzung in die Abwasseranlage einzuleiten ist. 

Es sind anzusetzen: 

a) Gewerbebetriebe 0,5 EGW 

b) Gewerbebetriebe bis einschließlich 

6 Beschäftigte zusätzlich 1,0 EGW 

c) Gewerbebetriebe mit mehr als  

6 Beschäftigten, je weitere 3 Beschäftigte zusätzlich 1,0 EGW 

d) Gaststätten mit einer betrieblich ge-  

nutzten Fläche von mehr als 50 qm für 

jede weiteren angefangenen 50 qm 0,5 EGW 

e) Beherbergungsbetriebe, Internate, Bettenzahl x Ausnutzung im Vorjahr 

Reiterhöfe, Alten- und Pflegeheime  365 

- die EGW werden auf halbe und volle EGW aufgerundet- =EGW 

e) landwirtschaftliche Betriebe 0,5 EGW 

f) landwirtschaftliche Betriebe mit Milchvieh- 

haltung bis einschließl. 25 Milchkühe zusätzlich 0,5 EGW 

g) landwirtschaftliche Betriebe mit Milchvieh- 

haltung von mehr als 25 Milchkühen zusätzlich 0,5 EGW 
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h) Vereinshäuser, Sportlerheime, Kinder- 

gärten je 10 Plätze 1,0 EGW 

Treffen auf einem Grundstück mehrere Merkmale zu, so werden sie nebeneinander zugrunde 

gelegt. 

Die Zusatzgebühr beträgt je Einwohnergleichwert (EGW) jährlich 56,00 Euro. 

 

§ 7 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch 

a) für die Grundgebühr mit dem 1. des Monats, der auf den Tag des betriebsfertigen 

Anschlusses bzw. der Inbetriebnahme der Grundstücksabwasseranlage folgt, 

b) für die Zusatzgebühr mit dem Tag des betriebsfertigen Anschlusses bzw. der Inbetriebnahme 

der Grundstückswasseranlage. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die 

Abwasseranlage entfällt bzw. die Grundstückabwasseranlage außer Betrieb genommen wird und 

der Gemeinde Wapelfeld hiervon schriftlich Mitteilung gemacht worden ist. 

 

§ 8  

Gebührenpflichtiger 

 

(1) Gebührenpflichtig ist, wer nach den grundsteuerrechtlichen Vorschriften Schuldner der 

Grundsteuer ist oder sein würde, wenn das Grundstück nicht von der Grundsteuer befreit wäre. 

Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels während eines Monats ist der neue Eigentümer vom Beginn 

des Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. 

Erfolgt die Rechtsänderung zum 01. eines Monats, beginnt die Gebührenpflicht mit dem Tage der 

Rechtsänderung. 

Der bisherige Eigentümer haftet gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Gebühren, die bis zu 

dem Zeitpunkt entstanden sind, in dem die Gemeinde Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. 

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte 

zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die 

Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 

§ 9 

Heranziehung und Fälligkeit 

 

(1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid 

über andere Abgaben verbunden werden kann. 

(2) Die Gebühr ist in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 

November eines jeden Jahres fällig. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten 

Vierteljahresbeträge sind innerhalb des nächsten Jahres zu den angegebenen Zeitpunkten so 

lange zu zahlen, wie der neue Bescheid noch nicht erteilt worden ist. 
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(3) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte innerhalb von 14 

Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Beendigung der 

Gebührenpflicht endgültig festgestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach 

Bekanntgabe des Bescheides auszugleichen. 

 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen § 8 Abs. 3 die 

erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das 

Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu prüfen. 

 

§ 11 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 

grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechtes nach §§ 24 

bis 28 BauGB und § 3 Wo Bau Er1G der Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus dem 

Grundbuchamt, dem Einwohneimeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und 

des Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 

der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke 

der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden sind. Das Amt Mittelholstein als die für die 

Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde darf sich diese Daten von den genannten 

Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser 

Satzung weiterverarbeiten. 

(2) Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der 

Abgabenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein 

Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung 

erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser 

Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

(3) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag (§ 4 LDSG) ist die Weitergabe der 

Daten an Auftragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die datenverarbeitende Stelle (Gemeinde / 

Amt) bleibt verantwortlich. 
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§ 12 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2022 in Kraft. 

Gleichzeitig treten die Beitrags- und Gebührensatzung zur Satzung über die Abwasserbeseitigung 

der Gemeinde Wapelfeld vom 14.06.2000 sowie die I. Nachtragssatzung zur Beitrags- und 

Gebührensatzung vom 12.12.2011 außer Kraft. 

 

 

Wapelfeld, 19.01.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Volker Delfs 

(Bürgermeister) 


